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Vorwort. 

Die Verbreitung geflüſſentlicher Unwahrheiten über den Urſprung ' 

und die Art der hieſigen Parteiſtreitigkeiten zwinat u1ns der Geſammt- 

partei eine wahrheitsgetreue Darſtellung derſelben zu unterbreiten und 

die eigenthümliche Stellung von Wätgliedern des Parteivorſtandes zu 

den Differenzen unter den hieſigen Genoſſen, geſtüßt auf documentariſche 

Beweiſe, kritijach zu beleuchten. Wir hoffen, daß die Miagjorität der Ge- 

noſſen alsdanmm eine andere Meimnuna über die wahren Urſachen der 

ſkandalöſen Vorgäunge an unſerem Orte haben wird, als ihnen von den 

Beſchüßern und Freunden des Herrn Günther beizubringen verſucht wird. 

Der Vorſtand des [ocialdemokrntilö)eu Vereins 

in Braunſchweig.
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Der Mißbrauch der Gewalt klebt an der Gewalt, 

wie die Wirkung an der Urſache. 

G. Fr. Kolb. 
Kulturgeſchichte der Menſchheit. 

In deu Jahren 1878--1882 war die Parteibevegung in Brauu= 
ſchweig wenig lebhaft und kam erſt in Fluß nach Ueberſiedelung einiger 
Ausgewieſener aus Berlin, Stettin, Leipzig 2c. nac<ß hier. Eine ziemlich : 
loſe Vereinigung, die aber den 9(11wr3er1111q611 feineswegs genügte, wurde 

- geſchaffen, jedoc< ſelbſt dieſe dünkte Günther und jeine Freunde zu 
gefährlich, unter deren Leitung der „Socialdemokrat“" nur in etwa 30 
Exemplaren verbreitet war. Dieſe geringe Verbreitung findet ihre Er- 
klärung in der damals von Günther vertretenen Anſicht, daß der „Social- 
demofrat“ und Bebel die Leute nur verrüt machten. Die Reichstags- 
wahl im Jahre 1884 rief eine lebhafte Agitation hervor, gleichzeitig 
machte fich aber auch eine große Meinungsverſchiedenheit betreffs des 
zu nominirenden Candidaten bemerkbar. Günther ließ ſich von ſeinen 
Freunden als Reichstagscandidat aufſtellen und unter den Genoſſen ver- 
breiten, daß Blos, der früher hier candidirt hatte, auf ein Mandat für 
Braunſchweig verzichtet hätte. Durch eine Aufrage des Genoſſen Kießling 
bei Blos wurde die Unwahrheit diejer Nachricht conſtatirt, dadurch die 
Candidatur Günthers vereitelt und Blo8 als offizieller Candidat der 
hieſigen Genoſſen proclamirt. Der Ausgang des Wahlkampfes ließ die 
Einführung einex ſtrammeren Organiſation um ſo nothwendiger exr= 
jc<heinen, als die Verbindung mit den Genoſſen auf dem Lande faſt voll- 
ſtändig verloren gegangen war. Die Partei wurde alſo reorganiſirt, 
Günther und ſeine Freunde betheiligten ſich aber nicht an der Propa- 
gaPa ja ſuchten dieſer ſogar Hinderniſſe in den Weg zu legen, was 
mit Recht große Mißſtimmung bei den eifrigen Genoſſen hervorrief. 
Dieſes Verhalten Günthers und ſeiner Anhänger legte im Verbindung 
mit deren Benehmen bei Auſſtellung des Candidaten im Jahre 1884 
den Grund zu den Parteizwiſtigkeiten. Wir unterlaſſen es die Thätigkeit 
und die Erfolge der neuen Organiſation ausführlich zu behandeln, es 
genügt auf die Höhe der an die Parteikaſſe abgeführten Gelder und auf 
die Steigerung der Abonnentenzahl des „Socialdemokrat" von 30 auf 
300 Exemplare zu verweiſen. Außerdem wurden von hier aus die 
Koften der Agitation für alle 3 Braunſchweiger Wahlkreiſe und tf)eil- 
weiſe auch für den 13. Hannoverſchen Wahlkreis aufgebracht und in- 
haftirte und gemaßregelte Senojſen cmqeme"en unterſtüßt. An dieſer 

.K 2 7 6 ]7 YUS(:["(“['-*LÖM'[' Stiftun, 
( JI (O SibiTStheak 



-- 4 - 

unter ſchwierigen Verhältniſſen bewieſenen Thätigkeit nahmen viele Ge- 
noſſen, die heute eine dominirende Stellung in der Partei beanſpruchen, 
nicht theil, bei ihnen war Vorſicht die Mutter der Tapferkeit. Die 
Haltung des von Günther und ſeinen Socien herausgegebenen Unter- 
haltungsblattes war nicht geeignet die beſtehenden Differenzen auszu- 
gleichen. Der Verſuch, dasſelbe in Parteieigenthum überzuführen, 
ſcheiterte, und ſchritten die organiſirten Genoſſen in Folge deſſen zur 
Einführung der Arbeiter = Chronik. Bei der im Jahre 1889 erfolgten 
Gründung des Vereins zur Erzielung volksthümlicher Wahlen wurde der 
Verſuch, die beſtehenden Differenzen auszugleichen, erneuert, er gelang 
jedoc<h nur theilweiſe. In der Verſammlung, in der ſich der genannte 
Verein conſtituirte, -=- alſo no<h unterm Socialiſtengeſeß --- verſtieg ſich 
der derzeitige Lande8-VertranensSmann Manrer Heinrich Rieke zu folgender 
Aeußerung: 

„*ls der Ausgewieſenen ſeien Lumpen und er bedauere, daß die Commune 

derartige Leute, die nur Unfrieden unter der hieſigen Arbeiterbevölkerung 

ſäcten, hier dulde.“ 

Dieſe Denunciation war von Erfolg begleitet, indem der Genoſſe Hugo 
Kießling, der nach einer verbüßten 2?/3 jährigen Zuchthausſtrafe, die ihm 
wegen der Affaire Shumann und Genoſſen zudiktirt worden, von Leipzig 
nach Braunſchweig übergeſiedelt war, den Befehl erhielt, Braunſchweig 
innerhalb 3 Tagen zu verlaſſen. Auf die von 3<hm und ſeinen An- 
gehörigen erhobene Beſchwerde wurde ihnen vom Polizeidirector die 
Antwort zu theil, daß die Polizei nicht anders habe handeln können, 
nachdem ihr aus den Reihen der Anhänger des von der Answeiſung 
Betroffenen der Vorwurf der Milde in der Handhabung des Socialiſten= 
geſezes gemacht worden ſei. Er bedauere die Mutter des Ausgewieſenen, 
könne die Maßrcegel aber nicht rüfgängig machen. 

Nach Aufhebung des Socialiſtengeſezes =- October 1890 -- 
boten die thätigen Genoſſen durch ihre Stellungnahme zur Gründung 
des „Volksfreund“ =- fie iſt in unſerem leßten Flugblatte näher 
präcifſirt = die Hand zum Frieden, fie brachten einen Founds8 von 
2100 Mark auf und ihrer energiſchen Agitation war es hauptſächlich zu 
danken, daß der „Volksfreund“ eine Auflage von ca. 4500 erreichte, bei 
der damaligen Einwohnerzahl von ca. 100000 gewiß ein befriedigendes 
Reſultat. Die Firma A. Vogel & Co., Inhaber Günther, Tanz, 
Vogel & Bauer -- Nachfolger W. Brackes -- liquidirte, und Herr 
A. Günther wurde alleiniger Inhaber der Druckerei, der Buchhandlung 
und des Verlages des „Volksſreund“. Der Geſchäſtsſinn des „Genoſſen“ 
Günther erhält die beſte Beleuchtung durc<h die Thatſache, daß er für 
die Druckerei von der Partei 16000 Mark verlangte, die 14 Tage bis 
3 Wochen zuvor von den früheren Mitbeſizern Bauer und Tanz den 
hieſigen Genoſſen für Mk. 8000 offerirt worden war. Bei dem Charakter 
des Herrn Günther war es kein Wunder, daß das8 mit ihm getroffene 
Uebereinkommen von ihm nicht inne gehalten winde. Der Preßcommiſſion 
wurde nicht der geringſte Einfluß auf die Geſchäftsführung und die
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Redaction des „Volksfreund“ eingeräumt und ihr lediglic<h die Pflicht 
auferlegt, neue Abonnenten zu ſammeln. ..Da ihr dieſe Rolle nicht be- 
hagte, fo lehnte fie nag Ablauf ihrer Amts8dauer eine Wiederwahl mit 
dem Bemeiken ab, daß es ihr nicht convenire al3s Strohmänner Günthers 
zu fungiren. Die Genoſſen agitirten für vollſtändige Ueberführung des 
„Vvlksfreund“ in Parteieigenthum. Günther und ſeine Partiſane be- 
fämpften dieſe Agitation mit dem Bemerken, daß Verſammlungsbeſchlüſſe 
für ſie keine bindende Kraft hätten, Günther meinte, wenn die Genoſſen 
ihm die 5---6000 Mark Deficit, die er jährlich bei dem „Volksfreund“" 
gemacht habe, erſtatteten, dann ließe ſi<ß wegen der Abtretung des 
„Bolksfreund“ an die Partei reden. Bis zum Jahre 1895 ſchalteten 
Günther und ſeine Freunde nach Gutdünken über den Volksfreund. 
Die Anhänger des Parteieigenthums ſahen nunmehr ein, „daß ſfie durch 
ihren Verzicht, ſich in die Preßcommiſſion wählen zu laſſen, einen Fehler 
begangen hatten und nahmen nunmehr eine Wahl in dieſelbe an. Es 
wurden neben 4 Freunden Günthers 3 von ihnen gewählt, die die Preß- 
angelegenheit durch Discuſſion im Arbeiterverein wieder in Fluß brachten, 
Die Verſuche des Redakteurs Jaekh, die Gegner Günthers durch Angriffe 
im „Volksfreund“ mundtod zu machen, mißlangen, und da er ſich mit 
dem Verleger Günther entzweit hatte, ſchlug er ſich zur Partei der An- 
hänger des Parteieigenthums. Dieſe erſtarkte dadurch derartig, daß 
Ende 1895 ceine Commiſſion gewählt wurde, die ſich beſonders mit der- 
Ueberführung des „Volksfreund“ in Parteieigenthum beſchäftigte. Sie 
ließ den Genoſſen Berard aus Hamburg als Sachverſtändigen kommen, 
'der nach Prüfung der Bücher des Günther gleich dieſem ein Deficit 
von 5---6000 Mark herausrechnete und es für einen groben Unfug er- 
tlärte, ein Blatt mit einem derartigen Deficit in Parteieigenthum überzu- 
führen. Troß dieſer Erklärung der „Fachautorität“ hielten die Gegner 
Günthers an ihrem Standpunkte feſt, daß das Parteiorgan Partei- 
eigenthum ſein müſſe, ſie glaubten nicht daran, daß Günther aus purer 
Gutmüthigkeit oder wie Auer meinte, um ſeine Eitelkeit als Verleger zu 
befriedigen, jährli< 5--6000 Mark am Volksfreund zuſeßen würde. Sie 
wurden aber in ihrer Thätigkeit durch den Ausbruch des Skandals 
Kießling--Piſtorius, mit dem ſic< der Gothaer Parteitag beſchäftigt ha t 
und auf den wir daher nicht näher einzugehen brauchen, gehemmt. 
Günther .und ſeine Helfershelfer benüßten dieſe Affaire, um ſie allen 
Anhängern des Parteieigenthums an die Roſchöße zu hängen und es- 
gelang ihnen auch den Zeitpunkt der „Verſtaatlichung“ des „Volksfreund“ 
über ein Jahr hinauszuſchieben. Als aber- die guten Genoſſen energiſch 
gegen Günther vorgingen, indem ſie einen beſonderen Buchhandel 
organiſirten und den „Volksfreund“ abbeſtellten, auh G. die Druck- 
aufträge zum Theil entzogen, und - als beſonders Genoſſe Brunkfe und 
ſeine Freunde die Intervention des Genoſſen Meiſter anriefen, kam die 
Angelegenheit mehr in Fluß. Im März 1897 erſchienen im Auftrage 
des Parteivorſtandes die Genoſſen Geriſch und Meiſter in Braunſchweig 
und forderten Günther zur Herausgabe des Verlages auf. Dieſer erbat
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ſich eine Bedenkzeit von 14 Tagen, welche zu bewilligen Geriſch geneigt 
war. Meiſter verlangte jedoch kathegoriſch ſofortige Erklärung, da er 
in dieſer Sache nicht nochmals nac< Braunſchweig käme. Er fügte 
hinzu, daß wenn Günther die Herausgabe des Verlages verweigere, er 
es deſſen Gegnern nicht verdenke, wenn ſie ein beſonderes Organ 
herausgäben. 

Wir müſſen hierbei bemerken, daß wir bereits früher angeſichts 
der Hartnäckigkeit Günthers, mit der er ſich troß der angeblichen jähr= 
-ſichen Deficite von 5---6000 Mark auf den Beſitz des Verlages verſteiſte, 
die Heransgabe eines Kopfblattes beabſichtigten, aber unſere Unterhand- 
lungen mit den benachbarten Parteiorganen darüber, jowie wegen 
Creirung von Filialen ihrer Zeitung am hiefigen Plaze ſcheiterten in 
Folge Beeinfluſſung der Verwaltungen dieſer Blätter durch das Partei- 
bürean in der Kaßbachſtraße. 

Die Energie Meiſter3 und vor Attem die Ernennung Blos' zum 
Verleger des „Volksfreund“ bewogen Günther endlich in die Abtretung 
des Volfsfreund an die Partei zu willigen. Die Commiſſion, die die 
Eigenthumsübertragung regeln jollte, beſtand aus 3 Freunden und 
3 Gegnern Günthers; erſtere waren lebteren aber an Schlauheit über= 
legen und da der Verleger überdies ein Intimus Günthers war, fkann 
es nicht Wunder nehmen, daß ein Vertrag geſchloſſen wurde, in dem 
alle Vortheile auf Seiten Günthers waren. Die Mittel zur Ueber- 
führung des „Volksfreund“ in Partcieigenthum bewilligte der Partei- 
vorſtand in Form eines Credits an den Verleger Blos in Höhe von 
5000 Mark. Blos erklärte in der Sitßung der Preßcommiſſion vom- 
30. April 1897, daß ihm der Vorſtand nur dieſe Summe bewilligt habe 
und daß wenn dieſe aufgebraucht wäre, weitere Zuſchüſſe nicht erfolgen 
würden. Unſeres Erachtens wäre es Pflicht des Vorſtandes geweten 
den Abſchluß des Druckvertrages von feiner Genehmigung abhängig zu 
machen. Wenn man 5000 Mark für ein Unternehmen hergiebt, muß 
man ſich zuvor die Gewißheit verſchaffen, daß ſie gqut angelegt find und 
nicht in ein hohles Faß geworfen werden. So handelt jeder gewiſſen- 
hafte Verwalter fremden Vermögens, die Vernachläſſizung dieſer pflicht»- 
gaemäßen Obſorge jeitens des Parteivorſtandes muß um ſo ſchärfer 
gerügt werden, als er der Verwalter ſauer erworbener, am Munde ab= 
geſparter Arbeitergroſchen iſt. | . 

In dieſer Sißung der Preßcommiſſion, in der der Kanfmann 
Faerber aus Bresfau als Geſchäftsführer gewählt wurde, entſpann fich 
eine Debatte über die Höhe der Gehälter, welche den Beamten gewährt 
werden ſollten. Faerber meinte, daß hundert Mark Gehalt mehr oder 
weniger bei dent Unternehmen nicht ins Gewicht ' fielen, die Höhe des 
Druckpreiſes ſei für die Rentabilität des „Volksfreund“ von weit größerer 
Bedeutung. Der Vorſikßende der Preßcommiſſion Aßmann erklärte, daß 
er Erkundigungen über den Druckpreis eingezogen habe und verlas einen 
Brief aus Hannover, wonach der Druckpreis dort faſt eben ſv hoch ſei, 
wie der hier in Ansficht genommene. Der Verleger Blos ſagte, auch
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er habe ſich bei dem Geſchäftsführer einer bürgerlichen Druckerei, mit 
dem er befreundet ſei, nach dem Druckpreis erkundigt. Dieſer habe ihm 
zwar einen etwas niedrigeren Preis, als den von Günther verlangten, 
genannt, er müſſe aber bemerken, daß die betreffende Druckerei ihre Seßer 
nicht nach dem Tarif entlohne. In dem Vertrage ſelbſt wurde der Preis 
nicht normirt, dieſer wurde nur mündlich vereinbart, weil Günther er- 
klärte, daß mit der Erhöhung der Löhne auch der Druckpreis erhöht 
werden müſſe, Die Anregung des neuengagirten Geſchäftsführers, den 
Druckpreis in der erſten Zeit niedriger zu normiren und ihn mit dem 
Steigen der Abonnentenzahl zu erhöhen, wurde von Günther ſehr un= 
gnädig anfgenommen. - 

Am 1. Mai 1897 ging das Blatt aus dem BVeſize Günthers in 
den der Partei bezw. Blos' über. Die Preßcommiſſion, deren Leitung 
in den Händen von G.'5 Freunden lag, that nicht das geringſte zur 
Hebung des Blattes, dem früheren Redakteur Jaekh, der aus einem 
Güntherſchen Panlus ein antigüntherſcher Saulus geworden, war die 
Kündigung von G. als Neujahrögratulation in's Gefängniß geſandt 
worden. Ein neuer Redakteur nicht geſunden, der von der Preß- 
commiſſion in Ausficht genommene fand nicht die Billigung Auers, der 
Namens des Vorſtandes erklärte, kein Geld herzugeben, wenn er engagirt 
würde. Der Vorſtand, der leichten Herzens den Druckvertrag als 
;quantite negligeable -- nicht in's Gewicht fallenden Faktor --- anſah, 
paßte ſcharf auf, daß fein Redakteur angeſtellt wurde, der ihm nicht zu- 
fagre. “ Nach wiederholten dringenden Briefen des Geſchäftsführers an 
Blos, in denen der redakteurloſe Zuſtand als unhaltbar und dem Unter- 
nehmen ſchädlich dargeſtellt wurde, erſchien dieſer am 26. Jum 1897 
zu einer Sißung der Preßcommiſſion, in der er erklärte, es ſei ihm von 
Auner zejagt worden, er wüßte einen Redakteur für den „Volksfreund“, 
es jei dies ein gewiſſer Berthold Heymann, mit dem Blos ſprechen ſolle, 
Blos fügte. noc< hinzu, daß Singer gegen die Anſtellung des Heymann 
geweſen ſei, was ihn zu der Aeußerung veranlaßt hätte : 

„Was ſeid Jhr im Vorſtande für Menſchen, der Eine will immer das Ent- 

gegengeſeßte wie der Andeore." ' 

Endlich habe fich Singer von Aner umſtimmen laſſen und in das 
Engagement Heymanns gewilligt. Da auf Befragen des Geſchäfts- 
führers Faerber Blos erklärte, er habe ſich von der ſchriftſtelleriſchen 
Befähigung Heymanns durch Einſichtnahme in deſſen Arbeiten überzeugt, 
erfolgte das Enzagement des Genannten gegen ( wöchentliche Kündigung. 

Die laue Haltung der Preßcommiſſion veranlaßte die Mitglieder 
des Arbeitervereins ceine neue zu wählen, die aus 4 Gegnern und 2 
Freunden Günthers beſiand, während das ſiebente Mitglied ſich als 
Gegner G.'5 ansgab, in Wahrheit aber deſſen Intereſſe förderte. Am 
23. Zuli 1897 erſtattete der Geſchäftsführer Faerber auf Anſuchen 
Geriſch's einen Bericht an den Vorſtand über die Lage des Unter- 
nehmens, in dem es wörtlich heißt:
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„Soll den Beſtimmungen des Vertrages entſprochen werden, ſo ſind 

8000 Mark (Betriebsfond) erforderlich. Im Vertrage wird nämlich Bezahlung 

der Druckerrehnung alle 14 Tage verlangt und die alte Commiſſion hat 

dieſen Vertrag genehmigt, obwohl ihr bekannt ſein mußte, daß ſie ihn nicht 

erfüllen konnte« Wie mir Genoſſe Blos mittheilt, beanſprucht Herr Günther 

prompte Erfüllung des Vertrages, obwohl er bei Abfaſſung ſagte, er würde 

bez. der Bezahlung es nicht ſo genau nehmen und mit ſich reden laſſen. 

Dieſer Punkt des Vertrages muß unbedingt geändert werden, man darf keine 

Verbindlichkeiten eingehen, welche man nicht einhalten kann, , und ich meine, 

daß es eine grobe Uncoulanz von Günther iſt, 14tägige Caſſaregulirung zu 

verlangen, während er als Eigenthümer erſt nach 3 bis 4 Monaten ſein Geld 

erhielt und ſeiner Angabe nach erhebliche Deficite zu de>en hatte, die nun die 

Partei zu tragen hat. No< unbegreiflicher iſt mir, daß die alte Commiſſion 

dieſe Bedingung einging. Mit einer derartigen Stipulation kann das Unter- 

nehmen jederzeit erdroſſelt werden. „Das läßt tief blicken“, würde Genoſſe 

Sabor ſagen“ 

und weiter: 

„Da der Vorſtand den größten Theil des Geldes zur Unterhaltung des 

Volksfreund giebt, ſo thäte er gut daran, die Preiſe für den Dru> durch einen 

ſachverſtändigen VertrauenSmann prüfen zu laſſen ; denn wenn der Drucker zu 

viel verdient, können wir nichts verdienen, respective verlicren wir um ſo 

mehr. Mit den Geldern der Protletarier muß aufs Oetkonomiſchſte und Ge- 

wiſſenhafteſte umgegangen, Kapitaliſten dürfen damit nicht gezüchtet werden.“ 

Da dieſer Brief unbeantwortet blieb, ſah ſich der Geſchäftsfährer 
Faerber veranlaßt, ſich von einem Freunde einen Buchdruckertarif kommen 
zu laſſen und auf Baſis desſelben den Drucpreis für eine Nummer zu 
bere<hnen. Dieſe Berechnung ließ er von einem ſachverſtändigen Ge- 
noſſen überprüfen und legte das Reſultat dem Genoſſen Meiſter in 
Hannover vor, den er Anfang Auguſt beſuchte. Dieſer rieth ihm ſich 
unter Berufung auf ihn, an den Genoſſen Berard in Hamburg zu 
wenden, mit dem Erſuchen, eine Preisberechnung unter Zuſchlag des un=- 
bedingt nöthigen Unternehmergewinns auſzuſtellen. Derſelbe berechnete 
in ſeinem Briefe vom 9. Auguſt 1897 bei 25 ?/5 für Unternehmerprofit 
und 10 ?/5 für Makulatur den Preis von 3200 Exemplaren „Volks= 
freund“ Nr. 180 auf Mk. 66.90, von Nr. 171, bei der mehr Petitjaß 
war, auf MXk. 72.90, alſo im Durchſchnitt auf Mk. 69.90, während wir 
an Günther für die Auflage in dieſer Höhe Mk. 91.40 -- alſo Mtl. 21.50 
pro Nummer mehr zahlten. Dieſe Berechnung war außerordentlich 
coulant für den Druer aufgeſtellt. Am 12, Auguſt erhielt Faerber von 
dem Abgeordneten Geriſch ein Schreiben, das auf ſeinen Brief vom 
23. Juli gar nicht eingeht, und das wir in ſeinem weſentlichen Inhalte 
hier folgen laſſen. | | 

„Wie ich heute von Freund Berard erfuhr, haben Sie mittlerweile bei 

dieſem ein Gutachten über die an Günther gezahlten Preiſe anfertigen laſſen- 

I< habe daraufhin mit B. nochmals die ganze Angetegenheit beſprochen und
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! erwogen und ſind wir zu dem 'Schluſſe gekommen, daß G. das erſte Tauſend 

a*llerdings um 4 M. billiger herſiellen könnie. Zu erſparen würden. demnach 

pro Jahr 1200--1500 Mark ſein. Freilih wird durch derartige Erſparniſſe “ 

das Defizit niht aus der Welt geſchafft, das wäre nur durch einmüthiges ' 
Zuſammenarbeiten aller Genoſſen in bezug auf Exrhöhung. der Abonnenten- 

ziffer möglich." - - 
Während nac< Börards Aufſtellung vom 9. Auguſt, die durchaus 

Kicht rigoros war, die Erſpainiß gegen den von G, berechneten Preis 
ſich auf ca. Mk. 7400 pro anno belief, ſ<rumpft ſie nach Rüſprache 
Geriſch's mit Berard und nach beiderſeitiger reiflicher Erwägung 
am 12. Auguſt auf Mk. 1200--1500, alſo auf den 5. Theil zuſammen. 
„Erkläre uns, Graf Oerindur, dieſen Zwieſpalt der Natur.“ Bei Ueber- 
ſendung der vom Parteivorſtande verlangten Statiſtik über die Preſſe 
erwiderte Genoſſe Faerber u. A. dem Parteikaſſirer Geriſch unterm 24. Auguſt:- 

„Auf Ihr Geehrtes vom 12, cr. näher eingehend, kann ich 
Ihre Anſicht bezüglich des Druderpreiſes nicht theilen. Ic< finde 
ihn ungewöhnlich hoc< für die hieſigen Verhältniſſe und glaube 
nicht, daß wir jemals im Stande und gewillt ſein werden, der- 
artig exorbitante Preiſe zu zahlen. Das von Genoſſen Börard 
eingeholte Gutachten iſt nicht das erſte, I< hatte Genoſſen 
Meiſter bereits am 5. cr. eine Berechnung aufgettellt, die ich auf 
Grund des Buchdruertarifs und eingeholter Erkundigungen über 
den Preis des Druckes und Papieres gemacht und welche i< von 
einem ſachkundigen ſehr bewährten Genoſſen habe revidiren 
laſſen. Ic<h laſſe ſie nachſtehend folgen. Zu Grunde gelegt iſt 
die Nr. 174 des „Volksfreund". Danach ſtellt ſich der Saß 
1115 Zeilen Börgi8 & 56 Punkte a 34 Pf. pro mills Mt. 21.23- 
206 Zeilen Petit a 65 Punkte a 34 Pf. pro wille „ 455 . 

: Mit. 25.78 
+ 1212/; ,5 Localzuſ<hlag „ 3.22 

Dru, Papier und Falzen für 3300 Exemplare „ 25.50 
Abnüßung an Maſchinen u. Lettern 10/5 von Mk. 8000 „ 2.65 

Mt. 57.15 
; bere<hnet wwd „ 92.10 

Profit von 34.95 an 305 Nr. Wit. 10659.75 
" 17.45 an 52 Beilagen " 907.40 

Mk. 11867.15 
„ 

Landbote: ' 
1100 Exemplare Drud, Papier u. Falze 

It. Bere<hnung G.'8 des Volksfreund Mk>. 7.70 
- Metteur It. Börard 4--5 M. „ 5.-- 

100 Zeilen Neuſaß „ 2.14 

-M. 14.84 
berechnet ca, 21,10. Differenz 6.26 an 52 Nr. Mk 325.52 

Geſammtprofit M. 11892.67 
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deſſen Bewilligung in dieſer Höhe ich den Genoſſen nicht zumuthen 
werde. Für das in der verlotterten Druckerei ſte>ende Capital 
würde das ca. 150%/9 Gewinn ergeben. Herr G. verdient an 
jeder Nummer ohne Beilage Mk. 34.95 nach Abſchreibung 
der Werthverminderung des conſtanten Capitals. Auf den Seßer- 
lohn berechnet ergiebt dies 29 : 34,95 = 100 : X, eine Rate des 
Mehrwerths von 120?/]5 . Karl Marx wäürde fich im Grabe 
umdrehn, wenn er hörte, daß Jemand, der einer proletariſchen 
Partei eine derartige Mehrwerthörate in Anſaß bringt, den An- 
ſpruch auf den Namen eines guten Genoſſen erhebt, ſich als Wohl- 
thäter der . Partei aufſpielt und alle, die ſeinen Profithunger nicht 
voll befriedigen wollen, für Stänkerer und Geſindel erklärt. Ic<h 
denfe, wenn G. nach Abſchreibung auf ſeinen alten Rumpelkaſten 
einen Nußen von Mk, 6000 pro Jahr. von uns erhält, ſo iſt er 
für ſeine Thätigkeit für und Verdienſte um die Partei mehr als 
reichlich entſchädigt. Ic< kann den Genoſſen nicht zumuthen ſich 
abzura>ern, um Herrn Gunther ungebührlich zu mäſten und ich 
für meinen Theil würde mich auch bedanken den Commis des 
Herrn Günther zu ſpielen. Wenn wir dieſem die verlangten Druck- 
preiſe auch nur annähernd bewilligen, jv bekommt die Partei- 
kaſſc im Leben von hier keine Beiträge und die hieſigen Genoſſen 
können für die Agitation im Lande nichts aufbringen. Das wird 
do< der Vorſtand nicht haben wollen? Soll der Friede einkehren, 
ſo muß der Vorſtand den Nußen von G. ganz gehösrig redu- 
ciren, je knapper er gehalten wird, deſto weniger Macht hat er zu 
intriguiren und zu corrumpiren." 

Der Vorſtand, deſſen Mitglieder Bebel und Singer damals ab= 
weſend waren, zog es8 aber vor auch dieſen Brief des Geſchäftsführers 
unbeantwortet zu laſſen. Während der Brief vom 23. Juli aber 
den Controleuren Meiſter und Oertel vorgelegt wurde, geſcha) dies mit 
dem vom vom 24. Auguſt nicht, obwohl am 6. September die Buch- 
handlung des „Vorwärts" revidirt wurde. Man beachte dieſe zarte 
Rückſihtnahme auf Günther! Dieſes eigenthümliche Verhalten des 
Parteivorſtandes, die finanziellen Intereſſen der Partei zu wahren, ver= 
anlaßte uns den Genoſſen Faerber mit dem Delegirtenmandat nach 
Hamburg zu betrauen, damit er perſönlich mit den Inhabern des Partei- 
büreaus wegen des „Volksfrennd“ Rücdſprache nehme. Er betrat am 
3. October das Domicil der Genoſſen Geriſch) und Pfannkuch in der 
Eichſtraße mit den Worten: „Wenn der Berg nicht zu Mahomet kommt, 
muß Mahomet zum Berge kommen" und erbat fich mündliche Antwort 
auf ſeine Briefe. Geriſc< ſagte „wir haben auch keine Luſt alle Jahre 
die großen Zuſchüſſe zu leiſten, nach Beeudigung des Parteitages wird 
Jemand vom Vorſtande nac< Braunſchweig kommen und Günther die 
Alternative ſtellen, entweder den Druckpreis zu ermäßigen oder den 
„Volksfreund“ mir 3 mal wöchentlih zu dem ſtipulirten Preiſe von
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Mkx. 91.40 pro 3200 Exemplare zu* drucken.“ Auf die Bemerkung 
Faerbers, der Preis müſſe unbedingt um Mk. 6000 pro Jahr reducirt 
werden und es ſolle auf G. dadurc< eine Preſſion ausgeübt werden, daß 
ihm geſagt würde, es hätten ſich andere Drucker erboten zu dieſem Preiſe 
den Druc zu übernehmen, erwiderte Geriſch: „Das ginge nicht, Günther- 
hätte das Blatt mrr unter der Bedingung hergegeben, daß ihm der 
Drukk geſichert würde und man müſſe daher wegen des Preiſes mit ihm 
in Unterhandlung treten.“ Und BPfannkuch that zu Faerber die 
<arakteriſtiſc<e Aeußerung: „Sie hätten ſicßh eigentl:'< um einen Poſten 
beim Geuoſſen Miquel bewerben ſollen.“ Der Geſchäftsführer Faerber, 

* deſſen Briefe dem Verleger Blos vom Vorſtande mitgetheilt und von 
Blos Günther von deren Inhalt in Kenntniß geſezt wurde, war ſeitens 

* Günthers und ſeines Intimus Riechers, der in die Preßcommiſſion 
während des Parteitages gewählt wurde, den ſchwerſten Inſulten aus= 
geſeßt, er wich aber nicht vom Poſten, troßdem er die Wahrnehmung 
machte, daß ihm der Vorſtand nichts weniger als grün war. Obwohl 
der Parteitag am 10. October beendet war, war bis Ende October troß 
der wiederholten dringenden Briefſe Faerbers 110Y fkein Vorſtandsmitglied 
in Braunſchweig erſchienen und erſt als der Geſchäftsführer den Aus- 
bruch eines großen Skandels prognoſticirte, wenn die Abreiſe des Vor- 
ſtandsdelegixten unter allerlei nichtigen Vorwänden länger hinausgeſchoben 
würde, erſchien am 6. November Geriſch und eröffnete Faerber, er würde 
auf eine Reduction des Druckpreiſes um Mk. 15.-- pro Nr. hinarbeiten. 
Er ließ eine Sikung der Preßcommiſſion einberufen, in der er die Mit- 
theilung machte, daß auf die Auflage des „Volksfreund“ reducirt bei 
theilweiſe größerem Format und mehr Sat ' 

die „Elberfelder Freie Preſſe" um Mk. 21.60 
das „Halleſche Volksblatt“ " " 21.05 
die „Münchener Poſt“ " „ 16.09 

" „RKheiniſche Zeitung“ „ -„ 21.20 
„ „Magdeb. Volksſtimme“ " „ 21.70 
" „Breslauer Volkswacht“ „ „» 26.20 

billiger al8s der „Volksfreund“ gedru>t würden. Er meinte, wenn es 
bekannt würde, daß der Vorſtand in Braunſchweig einen ſo hohen Druck- 
preis bewillige, ſv gäbe es einen Rieſenſkandal, beſonders ein Genoſſe 
in Frankfurt a. M., deſſen Name uns entfallen iſt und der ein ſehr 
ſcharfer Rechner ſei, würde es ſich nicht nehmen laſſen, dieſen Fall ge= 
hörig auszubeuten. Er redete Günther ins Gewiſſen nochmals zu 
calculiren und den Preis einigermaßen mit den angeführten in Einklang 
zu ſezen. Faerber plädirte für Herabſezung um Mk. 20.--- pro Nr., 
der Durchſchnittsdifferenz zwiſchen dem Drucpreiſe der angeführten 
Zeitungen und dem des Volksfreund. Riechers meinte, wenn Günther 
am Drucke ſo viel verdiene, wie Faerber berechne, ſjo möge doch die 
Bartei dem Günther die Druckerei abkaufen. Nachdem Genoſſe Geriſch 
troß der Mahnung Faerbers, vor Regelung des Druckpreiſes keine 
weiteren Zuſchüſſe zu gewähren,  da das Geld ohne deſſen erhebliche



- 19 -- 

Reduction -verloren ſei, dem Geſchäftsführer Mk. 1500 in -Gegenwart . 
Günthers für den Volksfreund übergeben, dampfte er nach Berlin ohne 
greifbares Reſultat ab. Günther ſchob ſeine Erklärung bis zum Bußtage 
hinaus, an- dieſem Tage ſagte er der Preßcommiſſion, er hätte genau 
calculirt und könne den Preis nicht ermäßigen. In einer darauf 
folgenden Sißung bequemte er ſich zu einer Reduction des Preiſes um 
ſage und ſchreibe ML, 4.50 pro Nummer, welcher Vorſchlag ſelbſt- 
redend abgelehnt wurde. Auf Veranlaſſung der Commiſſion kam kurze 
Zeit darauf der Verleger Blos nach Braunſchweig. Es wurde eine 
Sißung der Preßcommiſſion einberufen, zu der eine Anzahl älterer Ge- 
noſſen hinzugezogen wurden. In dieſer unterbreitete Blos folgenden 
Vorſchlag des Parteivorſtandes den Genoſſen: Günther hat die Nr. 
des. Volksfreund vom 1. November ab um Mk. 12.-- billiger zu drucken, - 
vom 1. Mat bis 1. November ſei ihm der mit der alten Preßcommiſſion 
mündlich vereinbarte Preis --- im Vertrag iſt von ihm nicht die 
Rede -- von Mk. 91.40 pro 3200 Exemplare zu bewilligen. Dieſer 
Vorſchlag wurde mit Entrüſtung abgelehnt und beſchloſſen 8 Tage da- 
rauf eine neue Sihung anzuberaumen, in der Blos eventuell neue Vor- 
ſc<hläge der Parteileitung, die den Anſichten der hiefigen Genoſſen mehr 
entſprächen, dieſen Übermitteln ſolle. Blos gab in dieſer Sihung die 
Erklärung ab, er hätte keine neuen Vorſchläge zu machen, es ſei ihm 
nur vom PBarteivorſtand aufgetragen worden, ſein Verlegeramt .niederzu- 
legen, wenn heute keine Einigung über den Preis zu Stande käme. 
Auch dieſe Sißung verlief fruchtlos, da Günther keine größeren Con- 
ceſſionen machen wollte. Da aber gedroht wurde die Druckangelegenheit 
in öffentlicher Verſammlung zur Sprache zu bringen, ſo reiſte Günther - 
nach Berlin, wo Auer bezw. der Vorſtand --- ohne Befragung der 
hieſigen Genoſſen --- das Äbkommen mit ihm traf, Reduction des Druc- 
preiſes um Mk. 15 pro Nummer und Bewilligung des alten hohen 
Preiſes vom 1. Mai bis 1. Nopyember. Günther kam iu die Sißung- 
des Arbeitervereins, die ſich mit der Preßſrage beſchäftigen ſollte und 
erflärte, die hieſigen Genoſſen gingen ihn nichts an, er habe mit dem 
Vorſtande bezw. mit Auer Alles abgemacht und wer gegen ihn weiter 
aufzutreten ſich erkühne, den würde Auer ſchon zur Raiſon bringen. Da 
aber die Genoſſen ſiß durc< dieſe Drohung nicht einſchüchtern ließen, 
ſo erſchien zur nächſten Vereinsſizung Auer und erſchlich dur<z die Mit- 
theilung, daß die Drucrec<hnungen bis 1. November bezahlt ſeien, die 
Zuſtimmung de8 Vereins zu dem mit Günther getroffenen Abkommen. 
Nun waren formell die Re<hnungen bis Ende October zwar beglichen, 
der Verlag ſchuldete aber an Günther ca. 1400 Mark, die er für ihn 
an Abonnementsbeträgen pro April einkaſſirt und außerdem die November- 
rechnung in Höhe von ca. 2300 Mark, überdies hatte der Geſchäfts- 
führer wiederholt energiſch für Reduction des Drucpreiſes vom 1. Mai . 

' ab plädirt, Dieſes erſchlichene Votum kann Auer alſo nicht zu ſeinen 
Gunſten anführen. 

Bevor wir in der Darſtellung der folgenden Ereigniſſe fortſahren, 
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müſſen wir einen kritiſchen Rückbli> auf .das . -bisher. Erzählte werfen. 
'Nachdvem der Varſtand den Beſtrebungen der hieſigen Genoſſen, den 
„Volksfreund" in Parteieigenthum überzuführen, Jahre lang ablehnend 
ja geradezu feindlich gegenüber geſtanden, ſieht er ſich in Folge energiſcher 
Agitation, die Günther in arge Verlegenheit bringt, genöthigt, dieſen 
Standpunkt .aufzugeben, bewilligt Blos einen Credit von Mk. 5000, ohne 
fih darum zu kümmern, was mit dem Gelde geſchieht, d. h. ohne ſich 
den Drudvertrag mit G. vor Abſchluß zur Genehmigung unterbreiten 
zu laſſen, reagirt auf die Briefe des Geſchäftsführers Faerber, der in 
dem vom 23., Juli ein Deficit von ca. Mk. 7000 pro anno auf Baſis 
des von G. berechneten Preiſes herausrechnet und in dem vom 24. Auguſt 
die Uebertheuerung Günthers um nahezu dieſen Betrag rechnungsmäßig 
nachweiſt, mit fkeiner Silbe und läßt ſich nur durc<h die Furcht vor 
Skandal nach langem Widerſtreben zur Intervention herbei, wobei er 

- Günther unberechtigter und unnöthiger Weiſe den hohen Drupreis vom 
1. Mai bis 1. November rettet und dieſem „nothleidenden“ Buch- 
druckereibeſiker dadurh ca. 2800 Mark auf Uoſten der Partei- 
kaſſe zuſchanzt. An den Parteikaſſirer Geriſc<, wäre die Frage zu 
richten, wann er von den Drucpreiſen der anderen Parteibläter Kenntmiß . 
erhielt, daß er am 12. Auguft nur die Reduction um Mk, 1200---1500 
pro anno möglich hält? An Blos als Verleger, warum er, anſtatt ſich 
bei ſeinen Fraftions8genoſſen den Vertretern für Halle, Elberfeld, Magde- 
burg, Fraykfurt a. M. 2e. nach dem Druckpreis ihrer Lokalzeitungen zu 
erkfundigen, wie es doch ſeine Pflicht als beſtellter Wahrer der Partei- 
intereſſen geweſen wäre, ſi< nur bei dem ungenannten Disponenten 
einer bürgerlichen Druckerei erkundigt und dieſer ihm nn einen etwas 
niedrigeren Preis genannt hat? An den Vorſißenden der damaligen 
und- jehigen Preßcommiſſion und Geſchäftsführer des Conſumvereins 
Aßmann, 'warum er gerade nur in Hannover, wo allein ein hoher Preis 
gezahlt wird, - Erkundigungen eingezogen und nicht auch in Magdeburg, 
Halle, Leipzig 2c., die doch auch nicht durc< unermeßliche Entfernungen 
von Braunſchweig getrennt ſind? Alle dieſe Fragen finden ihre Be- 
antwortung in der Thatſache, daß die Genannten ſämmtlich Freunde 
Günthers ſind und deſſen Intereſſe höher ſtellten als das der Partei, zu 
deſſen Vertretung ſie von Umtswegen verpflichtet waren. 

Nachdem der Arbeiterverein in Folge der von „Auer Namens des 
Vorſtandes abgegebenen Erklärung, daß dieſer das Deficit des Volks- 
freund bis zum Stuttgarter Parteitage zu de>en ſich verpflichte, und „der 
oben . erzählten Liſt Auers ſeine Zuſtimmung zu dem von dieſem mit 
Günther getroffenen Abkommen gegeben, blieb nur no<h die Regelung 
ver Zahlungsweiſe. und des Drucpreiſes des „Landboten" übrig. Be- 
züglich erſterer wurden 4 wöchentlihe Zahlungstermine, bezüglich des 
leyteren Mk. 19.20 pro 1100 Exemplare bei 100 Zeilen Neuſaß --- es 
war die3 der von der alten Preßcommiſſion ſeſtgeſezte Preis --- für die 
Zeit. vom 1. Mai bis 1. November, und Mk. 18 für dieſelbe Auflage 
vom 1. November ab zwiſchen Günther und dem Geſchäftsführer m.
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Gegenwart Auers nach längeren Verhandlungen vereinbart, . Der Vor- 
ſtand gewährte ein Darlehn von Mk. 4000 als Betriebsfonds. Man 
hätte nun annehmen dürfen, daß der Parteivorſtand alles Intereſſe an 
einer recht ſparſamen Finanzpolitik hätte haben und alle unnöthigen 
Ausgaben hätte vermeiden müſſen. Statt deſſen malträtirte Auer den 
Geſchäftsführer und die Preßcommiſſion, weil dieſe die monatliche Aus- 
gabe von Mk. 40 für Parlamentsberichte nicht für nöthig hielten, viel- 
mehr der Anſicht waren, daß die Redaction dieſe aus dem „Vorwärts“ 
und den bürgerlichen Zeitungen zuſammenſtellen ſolle, wie dies bei 
gleichen Kräſten 3. B. beim „Hannoverſchen Volkswillen“ geſchieht, Als 
der Geſchäftsführer im Auguſt mit Genoſſen Meiſter conferirte, er= 
widerte ihm dieſer auf ſeine Anfrage, ob er auf die Firma Gutmann und 
Baake, der Lieſerantin des Parlamentsberichts von Partei wegen irgend 
welche Rückfſicht zu nehmen habe, wörtlich „Wir, d. h). der Parteivorſtand 
haben mit diefer Firma nichts zu thun, es iſt ein Privatunternehmen 
und obgleich ich perſönlich mit Gutmann beſreundet bin und er mich 
wiederholt wegen Bezuges der Parlamentsberichte angegangen hat, habe 
ich mich hierzu nicht veranlaßt geſehen. Ic< bin der Meinung, die 
Redacteure können für das Gehalt, das ſie beziehen, auch etwas thun.“ 
Dagegen ſchreibt Auer am 7., Januar an den Geſchäftsführer wörtlich 
„Den Leſern unſerer Blätter muß doch daran liegen vom Reichstage 
dasjenige berichtet zu erhalten, was ſie intereſſirt und damit dies ge- 
ſc<ehen kann, iſt für die Parteipreſſe das Baake'ſche Bureau 
eingerichtet worden.“ Hiernach gewinnt es den Anſchein, als ſei 
das Baake'ſche Bureau ein Parteiunternehmen. Und Blos ſc<reibt am 
14. Februar an dieſelbe Adreſſe: „Soeben war Auer bei mir und er- 
flärte mir, daß man beim Vorſtand auf dem Halten der Reichstags- 
correſpondenz beſtehe, nachdem ſich der Vorſtand für das Blatt mit 
Geldmitteln engagirt habe. I< theile Ihnen dies im Auftrage mit und 
bitte Sie, e8 auch) der Preßcommiſſion mitzutheilen.“ Welches Intereſſe 
hatte der Vorſtand ſich für das Baake'ſche Unternehmen in dieſer 
peremptoriſchen Weiſe einzuſezen? Da dieſes ein Privatunternehmen 
war, ſo kann man nur annehmen, daß er den Redacteur, für deſſen Er- 
haltung für den Volksfreund er ſpäter ſo energiſch eingetreten iſt,- nicht 
fähig hielt die von der Redaction des „Hannoverſchen Volkswillen" ge- 
lieferte Arbeit zu leiſten, da die Annahme, es hätten Mitglieder des 
Vorſtandes ein pekumäres Intereſſe an dem Baake'ſc<en Unternehmen. 
von vornherein ausgeſchloſſen iſt. 

Im Januar 1898 hatte der Arbeiterverein die Neuwahl der Preß- 
commiſſion vorzunehmen, Während die guten Genoſſen durch Ver- 
breitung von Flugblättern auf dem Lande für die Wiederwahl Blos' 
agitirten, hielten deſſen Freunde, Günther und ſein Anhang, Conventikel 
ab, in denen beſchloſſen wurde, ſich durch eifrige Agitation der geſammten 
Preßcommiſſion zu bemächtigen und nachdem dies gelungen, dem un- 
bequemen Geſchäftsführer zu kündigen. Günther und ſeine Freunde 
wandten hierbei den Kniff an gefälſchte Aufforverungen des Vorſtandes
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des Arbeitervereins zu zahlreichem Beſuche derjenigen Sißung desſelben, 
in der die Wahl der Preßcommiſſion vorgenommen werden ſollte, zu 
druden 'und unter den indifferenten Genoſſen zu verbreiten. Durch eine 
-Namenz3verwechslung erlängten wir Kenntniß von den ſauberen Mani- 
pulationen der Güntherianer und beſchloſſen als Gegencoup keinen noto- 
riſchen Anhänger Günthers in die Commiſſion zu wählen. Beſonders 
trat dafür der Geſchäftsführer energiſm ein. Er führte aus, daß die 
Preßcommiſſion zu Günther im Verhältniſſe des Käufers zum Verkäufer 
ſtünde. Gelte es ſchon bei jeder Actien- Geſellſchaft als Corruption, 
wenn der Lieferant des Rohmaterial8 ſeine Freunde im Verwaltungs- 
rathe der Geſellſchaft placixte, um wie viel mehr bei einem ſocial- 
demokratiſchen Unternehmen. Säßen die Freunde Günthers in der Preß- 
commiſſion, jo wäre dieſer thatſächlich unumſchränkfter Gebieter über die 
Parteigelder. Die Anhänger Günthers erlitten bei der Neuwahl eine 
eclatante Niederlage, indem kein einziger notoriſcher Anhänger des früheren 
Eigenthümers gewählt wurde. Dagegen war es dieſem gelungen 1--2 
Mitglieder für ſich zu gewinnen, die den in Ausſicht genommenen 
energiſchen Maßregeln des Geſchäftsführers heftigen Widerſtand entgegen- 
ſezten. Dieſer wollte die Kündigung des Redacteurs, der abſolut. un- 
fähig war das Blatt in die Höhe zu bringen und der ſich vollſtändig 
in den Dienſt der Günther'ſhen Clique geſtellt hatte, ſowie die Eut- 
hebung Blos' vom Verlegeramte, weil dieſer thatſächlich die Intereſſen 

- Günthers ſtatt derjenigen des Parteiverlages vertrat, ſcheiterte .aber mit 
ſeinen Beſtrebungen. Beſonder8 war es der Vorſizende Pläßmann, der 
mit Rücficht auf die Abgeordneten - Eigenſchaft des Blos deſſen Ent- 
hebung vom Verlegeramte entſchieden opponirte. Leider drang er mit 
ſeiner Anſicht durh. Wir übergehen die vielfachen Chikanen, mit denen 
der Geſchäſtsführer vom Verleger und dem Parteibüreau bedacht wurde 
und die er im Intereſſe der Partei über ſich ergehen ließ und wollen 
nur anführen, daß ſogar der Verſuch unternommen wiurde die Lieſeranten 
des Verlages mit Mißtrauen gegen ihn zu erfüllen ja ſie zu veranlaſſen, 
ihm den Credit abzuſchneiden. Beſonder3 that ſich die Firma J. H. W. 
Diesz Nachſolger, deren Firmaträger ſich durch den Verkauf der Ham- 
burger Genoſſenſchaftösdrickerei an ihn zur Zeit des Socialiſtengeſeßes 
vom armen Faktor zum wohlhabenden Buchdruckereibeſiger und Verlags- 
buchhändler aufgeſchwungen hatte, durch forcirte Mahnungen hervor. Sie 
entblödete ſich nicht den Verlag des Volksfreund per Poſtkarte wegen 
Poſten, die erſt 2 Monate anſtanden, zu mahnen und hatte die liebens- 
würdige Manier, ſobald ihr Guthaben Mk. 700 überſchritten hatte, dieſen 
Saldo durch 3 Blauſtiſt-Ausrufungs8zeichen und Unterſtreichung mit dem- 
ſelben Material hervorzuheben, um dem Volksfreund-Verlag begreiflich 
zu machen, daß eine Erhöhung des Credit3 mit einer beſonderen Gefahr 
für den Geldbeutel des ehemaligen Buchdrucdereifactor8 verbunden ſei. 
Der Geſchäftsführer machte den Verleger Blos bei ſeiner Anweſenheit 
auf dieſe ſonderbare, im Verkehr. unter anſtändigen Kaufleuten verpönte, 
Art zu mahnen aufmerkſam und erſuchte ihn die genannte Firma, deren
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Angeſtellter er iſt, zu veranlaſſen, ſicß dieſes eigenthümlichen Mahn- 
verfahrens nicht mehr zu bedienen. Blos verſprach dies zu thun, kurze 
Zeit darauf wurde aber dieſes anſtößige Mahnen wiederholt, man kann 
fich alſo denken, in welcher Weiſe ſich der Verleger Blos ſeines Ver- 
ſprechens entledigte. Von dem Drucer Günther wurden dem Geſchäfts- 
führer alle möglichen Knüppel zwiſchen die Beine geworfen, um ihn in 
den Augen der Genoſſen zu discreditiren. So ließ er ſich troß der 
wiederholten Aufforderung desſelben und der Preßcommiſſion, die Rechnung 
für den Dru> des Landboten gemäß dem getroffenen Abkommen auszu- 
jtellen, nicht herbei dieſe zu liefern und als der Geſchäftsführer Faerber 
darauf beſtand, weil er ihrer für die rechtzeitige Fertigſtellung der Bilanz 
bedürſe, erklärte dieſem Günther eines Tages, er könne bei dem ver- 
einbarten Preiſe nicht beſtehen, er müſſe ca. 20 Mark pro 1100 Exemplare 
Landboten bei 100 Zeilen Neuſaß haben. Auf die Bemerkung Faerbers, 
an abgemachten Dingen dürfe nachträglich nichts geändert werden, ex= 
widerte er, er müſſe dieſerhalb an Blos ſchreiben. Am 11. März 
empfing der Geſchäftsführer folgenden Brief Auers. 

„Freund Günther wendet ſich an mich wegen dem Landboten, 
deſſen Bezahlung mit Mk. 17.50 für 1100 Exemplare er durchaus 
für ungenügend erklärt. Günther erklärt, daß er Mk. 19.50 haben 
müſſe. I< habe Günther bei meiner Anweſenheit in Braunfcßweig 
ſchon geſagt, daß der Landbote uns nichts angeht und ich miſche 
mich auch jett nicht in“ die Sache ein. Ordnen ſolltet Ihr aber 
die Sache und das Forum dafür würde wohl das Agitation3comits 
ſein, (warum das Agitation8comits, weil dieſes zur Hälfte aus 
Freunden Günthers beſtand? Angelegenheiten der Preſje gehören 
doch logiſcher Weiſe vor die Preßcommiſſion, die freilich nicht im 
Sinne Günthers zuſammengeſeht war.) Kann Günther das Blatt 
für den Preis von Mt. 17.50 nicht herſtellen und will das Agi- 
tation8comits die verlangten Mk. 19.50 nicht bezahlen, dann muſz 
die Herſtellung eben unterbleiben. Auf alle Fälle müßt Ihr 
dafür Sorge tragen, daß die Lappalie aus der Welt geſchafft 
wird. Günther klagt auch, daß Sie ihn nac<h wie vor mit Theil- 
zahlungen hinziehen. Wie ſteht e8 denn damit, Sie ſind doch jeht 
im Beſiße der nöthigen Mittel? " . ; 

Hierauf antwortete Faerber am 18. März: „I< finde nicht 
Worte genug, um Zhnen mein Erſtaunen über Ihren werthen Brief 
vom 11. d. M. auszudrücken. Sie waren perſönlic< zugegen als 
ih mit Herrn Günther nach langer Verhandlung und nachvem ich 
ihm lediglich des Friedens wegen die alleräußerſten Conceſſionen 
gemacht habe, den Preis für den Landboten mit Mk. 18 pro 
1100 Exemplare bei 100 Zeilen Neuſaß vereinbart habe und zwar 
vom 1. November p. ab. Für die Nummer vom 1. Mai bis 
1. November p. concedirte ich ihm den von der alten Preß- 
commiſſion, die aus ſeinen perſönlichen Freunden vorzugsweiſe 
zuſammengeſeht war, mit ihm vereinbarten Preis von Mk. 19.20.
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Ic< verlangte urſprünglich, daß der Breis auf Mk. 17 normirt 
würde und bewilligte ihm, nachdem er Mk. 17.50 ablehnte, Mk. 18, 
wie gefa(Zc des lieben Friedens wegen. Wenn Herr Buchdruckerei- 
beſizer Günther den mit mir mündlich geſchloſſenen Vertrag ein= 
fach umſtoßt und für dieſes Verfahren den Grund vorſchüßt, daß 
er bei dem Preiſe von- Mk. 18 nicht beſtehen könne, ſo ſagt er 
eine --- Unwahrheit und glaubt wucheriſchen Nußen beanſpruchen 
zu können. 1100 Landboten koſten Druk und Papier nach Analogie 

ſeiner Berechnung des „Volksfreund“ Mk. 7.70 
Meteur 1lt. Bsrard Mk. 4---5 "» I- 

100 Zeilen Neuſaß „,F 2.40 

Mt. 15.10 

wobei in den Mk. 7.70 ein Unternehmergewinn ſchon enthalten iſt. 
Wenn er Mk. 18 erhält ſo iſt dies eine Mehrwerthsrate vori 
1205, jelbſt wenn ich annehme, daß er bei dem Drucdpreiſe von 
Mk. 7.70 nicht einen Heller verdient, Ein Preis von Mk. 19.50, 
den er nunmehr verlangt, würde eine Mehrwerthörate von mindeſtens 
188 % repräſentiren, welche vor der Partei zu rechtfertigen, auch 
dem gewandteſten Redner ſchwer fallen dürfte. Wenn er«bei dieſem 
Preiſe angeblich nicht beſtehen konnte, brauchte er ihn nicht zu 
acceptiren und der Arbeiterverein hätte alsdan wie über das Ab- 
kommen bez. des „Volksfreund" auch über den Preis des Landboten 
Beſc<hluß gefaßt. Sein gegebenes Wort zu brechen und für den 
Wortbruch --- Ausreden gebrauchen, iſt aber eine ſo -- Handlungs- 
weiſe, daß es meines Erachtens Ihre Pflicht war als Repräſentant 
der Leitung einer Partei, die die Moral zur Richtſ<Onur ihres 
Handelns gemacht, dieſen Herrn zur Scham zu rufen. Statt deſſen 
glauben Sie es für richtig zu halten, den hieſigen Genoſſen in die 
Form von Rathſchlägen gekleidete Befehle zu ertheilen. Sie 
decretiren einfach, wenn Günther erklärt, er könne nicht beſtehen, 
jo muß der Dru> des Landboten unterbleiben. I< meine, das 
wäre Sache der hieſigen Genoſſen zu entſcheiden, was ſie dieſem 
Vertragsbruche gegenüber zu thun hätten, wobei es ihnen freiſteht, 
Ihre Anſichten als ſchäzen3werthes Material zu benußen. Auf den 
weiteren Inhalt Ihres Briefes unterlaſſe ich es zu antworten, um 
nicht den Anſchein zu erwecken, als hielte ich Sie für das Forum, . 
vor dem ich mich in meiner Eigenſchaft als Geſchäftsführer des 
„Voltksfreund“ zu verantworten hätte. Den Weg, den er der Orgarni- 
ſation gemäß zu beſchreiten hat, kennt Herr G. genau, er iſt 
1) Preßcommiſſion, 2) Vertrauensmann, 3) Arbeiterverein. Anderen 
als dieſen Behörden bin ich nicht verantwortlih. Es widerſtrebt 
meinen Grundſäßen unerbetene Rathſchläge zu ertheilen. Wenn 
es Ihnen Vergnügen macht zu Gunſten des Herrn Buchdruckerei- 
beſigers Günther mit den. hieſigen Getoſſen Krieg zu führen, ſo 
will ich Sie in dieſem Vergnügen nicht ſtören. Verhehlen will
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ic< Ihnen jedoch nicht, daß der Erfolg wie bei jedem Kriege ein 
zweiſelhaſter, der Schaden aber ein gewiſſer iſt." 

Hierauf antwortete Aner am 19. März: 
„Aus dem Rheinland zurücf, finde ich Ihren Brief vom 18. 

d. M. vor. Da ich Sie nie für ernſt genommen und ſtets nur 
für einen halbverrückten Sonderling gehalten habe, ſo hat mich 
Ihr Brief nicht beſonders aufgeregt. I< werde denſelben aber 
aufheben, da er zur Charafteriſtik Ihres Geiſte8zuſtandes von 
Werth iſt.“ 
In welchem Sinne das „Aufheben" gemeint war, wird der Verlauf 

der Ereigniſſe ergeben. 
In der nun folgenden Periode der Wahlbewegung ruhten die 

Wühlereien der Güntherianer nicht, welche ſfich faſt gar nicht an der 
Aqgitation betheiligten, ja deren Haupt Heymann eine Anzahl von redne- 
riſh<en und anderen Kräften in ſeinen ausſichtsloſen 12 Hannoverſchen 
Wahlkreis ſchleppte und auch den Kandidaten Blos dahin zu ſchleppen 
ſuchte, gegen welHes Unterfangen aber der Vertrauensmann Gerſtenhauer 
energiſchen Einſpruch erhob. Die Herren Heymann, Günther und Weſemeier 
hebtein den Parteigenoſſen Piſtorius, gegen den das hicjige Welfenblatt, 
ohne ihn namhaft zu machen, die Beſchuldigung, Geſchäftſocialiſt 
zu ſein, erhoben hatte, auf, daſſelbe zu verklagen und lieferten durch dieſe 
treulvſe Handlungsweiſe den Welfen das Material in die Hände für ihr , 
Flugblatt, dem neben der lauen Betheiligung der Güntheranier an der 
Wahlagitation der Mißerfolg im erſten Wahlgange zu danfen war. 
Herr Günther perſönlich, deſſen Parteithätigkeit während der Wahl ſich 
darauf beſchränkte die Flugblätter und Stimmzettel für die Wahl zu 
gepfefferten Preiſen zu drucken, lieferte dem Geſchäftsführer weder die 
Druckrec<hnungen für den „Landboten“ zu dem vereinbarten Preiſe noch 
die Abrechnung über die für das 2. Quartal 1897 für den „Landboten“ 
eincaſſirten Beträge, verlangte dagegen Vorſchüſſe auf ſeine Monatsrehnung, 
die ihm der Geſchäftsführer mit Rückſicht auf ſeine hartnäc>ige Weigerung, 
ſeinen Verpflichtungen bez. der Abrechnung nachzukommen, verweigerte, 
Günther drohte an Auer zu ſchreiben, Färber erwiderte, Auer ginge ihn 
nicht8 an. Da die Preßcommiſſion die correcte Handlungsweiſe ihres 
Geſchäftsführers billigte und die perſönliche Frenundſchaſt Auers für 
Günther nicht verückſihtigte, wurde auf ihre Beſeitigung geſounen. 
Hierzu wurden alle Vorbereitungen getroffen, die nach Beendigung des 
Wahlkampfes in's Werk geſeßt werden ſollten. Kaum war die Stichwahl 
vorüber, ſo wurden die Batterien demaskirt. Heymann hielt im Arbeiter- 
verein einen Vortrag über die lezten Wahlen, in dem er in einer 
12/5 ſtündigen Rede recht wenig Sachliches vorbrachte, dagegen fich in 
einer Unmaſſe von Invektiven gegen eine Anzahl von Genoſſen, in8befondere 
gegen den Vertrauensmann, den Vorſtand des Arbeitervereins und das 
Wahlcomite erging, mit deutlicher Anſpielung auf das Welfenflugblatt 
von der Abſchüttlung unſauberer Elemente ſprach, mit einem Worte, 
den von ihm ſelbſt und ſeinen Freumden Weſemeier und Günther wieder
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auſgerührten, von dem Gothaer Parteitag längſt erledigten Fall 
Piſtorius--Kießling dazu benußte, die Gegner ſeines Freundes Günther 
zu Boden zu ſchmettern und dieſem wieder die Leitung der Partei in 
die Hände zu ſpielen. Die Preßcommiſſion, die die Kündigung des 

. Redakteurs, deſſen Unfähigkeit bei ihr feſtſtand, nur mit Rücſicht auf 
die bevorſtehenden Wahlen hinausgeſchoben hatte, berief den Verleger 
Blos nach hier und faßte in deſſen Gegenwart den einſtimmigen Beſchluß 
dem Heymann, deſſen leßten Vortrag ſie als den Parteifrieden ſtörend 
anjah, ſofort zu kündigen. Blos ſagte, daß, nach dem, was in der Sißung 
vorgebracht worden, auch er die Stellung des H. als unhaltbar anſehe und 
privatim erzählte er nach Schluß der Sißung dem Vorſigenden der Com- 
miſſion, daß H. ſelbſt die Kündigung vorausgeſehen und ihn (Blos) 
gebeten habe, ihm zu ceiner anderen Stellung behülflich zu ſein. Blos 
übernahm noc< von Faerber eine Annouce betreffs des Redakteurs für 
die Neue Zeit und dampfte hierauf nach Stuttgart ab. Da Heymann 
eine von ihm inſpirirte, in einer Sizung des Arbeitervereins von 2 Stroh= . 
männern eingebrachte Reſolution, die von perſönlichen Angriffen wimmelte 
und daſelbſt eine heftige Entrüſtung erregte, im „Volksfreund“ abdruckte, 
ſo ſahß fich die Preßcommiſſion veranlaßt, ihn ſeines Poſtens ſofort zu 
entheben, den Genoſſen Faerber interimiſtiſh mit der Redaktion zu 
betrauen und Genoſſen Gerſtenhauer die verantwortliche Zeichnung zu 
übertragen. Jeßt ſchien der Moment gefommen, den Aner und Geriſch 
geeignet hielten, einzugreifen. In einem regen Brieſ- und Depeſchen- 
wechſel zwiſchen der Katbachſtr. 9 und der Kannengießerſtr. 13, wurde 
der Plan zur Mobiliſirung der Truppen vereinbart, dabei gab ſich Auer 
den Anſchein, als ob er gar nicht wüßte, was auf ſeine Anregung in's 
Werk geſeßt werden ſollte. So ſchrieb er am 13. Juli an den Ver- 
trauensmann, „daß es ganz verfehlt iſt, den alten Tratſch jeht wieder 
aufzurühren, iſt auch meine Meinung, und ſpeciell Heymann hätte die 
Finger davon laſſen ſollen. Ob Ihr aber gut gethan habt, ihm des- 
wegen gleich zu fündigen, iſt doFg noc< die Frage. So weit ich das . 
Blatt zu verſolgen in der Lage war, hat er es ſo gut gemacht, wie 
man es dem Umſtänden nach verlangen konnte. Er mag ja auch Fehler 
gemacht haben, aber die kommen immer vor. Jett müßt Ihr doch auch erſt 
wieder ſehen, wen Ihr bekommt, (eine colloſſale Sorge, über !/, Dh. 
Bewerbungen ſehr befähiater Genoſſen liefen auf unſere Anoncen 
ein!) Blos ſchrieb mir geſtern bereits nach einem neuen Redakteur, 
natürlich lehnen wir es ab uns beim Suchen nach einem ſolchen zu 
betheiligen. Habt Ihr Heymanun, der nach Braunſchweig kam, ohne 
daßz wir eine Ahnung davon hatten (der „biedere“ Auer hatte 
ihn felbſt ausgeſucht und den Blos als geeigneten Redakteur empfohlen -- 
eine eigenthümliche Gedächtnißſc<wäche !!!) ſchon als unſeren Spion 
behandelt, wie würdet Ihr erſt einem armen Teufel von Redakteur zu- 
ſezen, von dem Ihr wißt, daß er mit unſerem Wiſſen und Willen nach 
dort gefommen iſt. Alſo ſchon um des zukünftigen Friedens willen 
iſt es gut, daß wir uns um den zukünftigen Redakteur nicht 
-
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kümmern.“ Und am 12. Zuli an Genoſſen Bode: „daß Sie uns 
nun zumuthen, wir follten Heyman veranlaſſen ſofort Braunſchweig zu 
-verlaſſen und e3 ſolle einer von uns hinkommen, klingt geradezu komiſch. 
Was geht uns Euer Verhältniß mit Heymann an? Hat man uns ge 
fragt, als man Heymann angeſtellt hat (woher kannten wir ihn denn 
„wvahrheitsliebender“ Auer?) oder hat man uns jeßt gefragt, ehe man 
ihm gefündigt hat? Wir haben von der Anſtellung und Kündigung erſt 
erfahren als fie geſchehen waren und wie ſollten wir jeht dazu kommen 
uns in dieſe Verhältniſſe zu miſchen!“ Dieſe Briefe waren in der Abſicht 
geſchrieben, die Gegner Günthers in Sicherheit zu wiegen. Man hatte 
hier inzwiſchen nach der alten Caeſaren--Maxime „VSuperos 3i nequeo 
Dectere Acheron movebo.“ (Wenn wir die Genoſſen nicht zwingen können, 
ſo laſſen wir alles mögliche zuſammengetrommelte Chor als Genoſſen 
aufmarſchiren) gehandelt. Die Adjutanten Günthers holten Krethi und 
Plethi aus den Schnapskneipen, die indifferente Maſſe von den Bau- 
pläßen, Antiſemiten, Streikbrecher, Innungsmeiſter und Welfen herbei 
und ließen von dieſer zuſammengetrommelten Menge den Heymann als - 
tüchtigen Redakteur, die Preßcommiſſion aber, deren Mitglieder in -der 
Verſammlung niedergebrüllt wurden, al8 unfähig zur Bekleidung ihres 
Amtes erklären (8/, der Verſammlungstheilnehmer kannten die Geiſtes- 
produfte Heymanns gar nicht). Geſtüßt auf die von ihnen inſcenirte 
Maſſenkundgebnng erſchienen plößlich Auer und Geriſc< hier auf der 
Bildfläche, erklärten die von dem Referenten . der Preßcommiſſion im 
Arbeiterverein für die Kündigung Heymanns vorgebrachten Gründe' als 
„elenden Tratſch“, ergriffen oſtenfibel für Heymann Partei und forderten 
den Geſchäftsführer Faerber auf, -ihnen das Bankguthaben des Verlages 
auszuliefern, was dieſer aber verweigerte. Charakteriſtiſch iſt es, daß ſie dann 
von Günther und Heymann in Empfang genommen, mit dieſen ſogleich ein 
Caſs beſuchten und es gar nicht der Mühe wertlh) hielten den Vertrauens- 
mann Gerſtenhauer von ihrer Ankunft in Keuntniß zu ſeßzen, geſchweige 
denn fich über die Lage der Partei Bericht erſtatten zu laſſen. War doch 
Alles zuvor mit Günther und Heymann abgemacht worden. Am nächſten 
Tage erging der Beſehl an Blos herzufomnien und den Staatsſtreich 
perfect zu machen. Er war von allen Vorkehrungen für letzteren bereits 
unterrichtet, namentlich wußte er, daß der neue Geſchäftsführer bereits 
in der Perſon des Herrn Stegmann parat gehalten war. Ungeachtet 
deſſen ſchrieb er am 20. Juli, zwei Tage vor> ſeiner berü---hmten Rede 
in der Hofjäger-Verſammlung an den Vorſißenden der Preßcommiſſion 
Lohnert: „Sowie die Dinge nunmehr ſich entwickelt haben, (mit. Hülfe 
Auers und Günther3) giebt es nur eine Löſung, wenn nämlich die Preß- 
commiſſion und ich zugleich zurüctreten und ein neuer am Orte wohnen- 
der Verleger gewählt wird. Den Beſchluß einer 4000 köpfigen Ver- 
ſammlung und ſeine Wirkungen kann man nicht dadurc<h aus der Welt 
ſchaffen, daß man ſeitens der neuen Redaktion denſelben für mill und 
nichtig erflärt.“ . 

Daſſelbe Argument von der Conpetenz der indifferenten Maſſe in 
=
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Redaftionsangelegenheiten hatten 2 Tage zuvor Auer und Geriſch vor- 
gebracht, wurden aber von Faerber gehörig abgeführt, der auf die Inſce- 
mrung der „Volkskundgebung“ gegen Zola ſeitens des franzöſtſchen Ge- 
neralſtabs hinwies. Und am 21. Zuli -- im Begriffe nach hier abzureiſen. 
-- ſchreibt Blo8 an Genyſſen Lehnert : „I< muß meinem geſtrigen 
Brief noc< Einiges hinzufügen. Der Parteivorſtand beſchweit ſich ſehr 
über die Preßcommiſſion. Dieſelbe habe weitgehende Veränderungen 
getroffen, ohne ihm auch nur Mittheilung davon zu machen, während er 
doc<h für Alles das Geld hergeben ſolle. Der Parteivorſtand verlangt, 
daß Faerber die Redaktion ſofort abgiebt und Heymann dieſelbe bis zu 
ſeinem eventuellen Abgange übernimmt. Sonſt w;rd Nicht3 mehr gezahlt. 
Ic<h erſuche noc<hmals dringend dieſem Verlangen nachzugeben, es giebt 
keinen anderen Weg aus der Verwirrung“ und weiter: „Man wähle 
einen neuen Verleger und eine neue Preßcommiſſion und dieſe mögen 
dann die Perſonalverhältniſſe am „Volksfreund“ beſtimmen.“ 

Wir müſſen einen Augenbli> bei dieſem lezten Briefe Blos' ver- 
weilen. Am 13. Juli ſchreibt Auer: „Wir miſchen uns in Euer Ver- . 
hältniß mit Heymann nicht hinein,“ nachdem die Plebiszitkomödie arrangirt, 
verlanat der Vorſtand, daß Faerber die Redaktion ſoſort niederlegt 
und Heymann ſie übernimmt. Mit welchem Rechte? Nun mit demſelben 
Rechte, mit dem er verlangt, daß die Baakeſchen Parlamentsberichte 
bezogen werden, troßdem fie eine Mehrausgabe von Mk. 40.--- monatlich 
verurſachen. Mit dem Rechte des Stärkeren. Er ſagt wie der 
Kapitaliſt: I< habe die Hand auf den Geldbeutel der Partei und Ihr 
habt zu tanzen, wie wir ſpielen, und dabei befindet er ſich im Einklang 
mit der Parteiverfaſſung; denn der famoſe 8 13 der Organiſation 
beſtimmt, daß „die Parteileitung über die vorhandenen Gelder nach 
eigenem Ermeſſen verfügt.“ Statt der Diener der Partei zu -ſein, 
wirſt er ſich zu ihrem Herrn auf. Er zwingt den Dortmunder Genoſſen 
den Dr. Lütgenau, den ſie nicht mögen und der ſich in neueſter Zeit 
durch ſeine Prügelſtrafentheorie ſo glänzend bewährt hat, zum Redakteur 
auf, weil er placirt werden muß. Auer hat es ihm verſprochen und was 
Auer will, das hat zu geſchehen. Nicht wahr, nette Zuſtände in einer 
„demokratiſchen“ Partei? QLaut unſerem Parteiprogramm bekämpfen - * 
wir die Ausbeutung des Menſchen durh den Menſchen -- das iſt 
Theorie -- in der Praxis nimmt der Vorſtand für den Ausbeuter 
Günther und ſeine Heiferöhelfer gegen die Ausgebeuteten Partei. Wahr- 
lich, es iſt ſ<wer keine Satire zu ſchreiben! Und aus welchem Grunde 
geſchieht dieſe Verlezung des Parteiprogramm8? Weil „Freund“ Günther 
es verſtanden hat fich die Gunſt des Generalſtab8chefs Auer zu erwerben. 
Ob es die „ſchönen Augen“ oder die „zaubergewaltige Erſcheinung" 
Günther3 waren, die die Liebe in dem Herzen Auer3 für dieſen entzündet, 
Überlaſſen wir dem Urtheil der Genoſſen Deutſchland8s. Was nun in 
Braunſ<weig geſchah, iſt bekannt. Die Preßcommiſſion, der Vertrauen3- 
mann .und ſelbſtverſtändlich der unbequeme Geſchäftsführer, die an die 
Tugend von „Freund“ Günther zu zweifeln wagten, wurden ihres Amtes



entjeßt, die hervorragende journaliſtiſche Kraft Heymann auf den 
Redaktionsſtuhl zurü&geführt und die Einheit der Verwaltung im Sinne - 
Auer--Blos--Günther hergeſtellt. Gegen dieſen Staatsſtreich führten 
die vergewaltigten Organe der Partei Beſchwerde bei den Controleuren 
in einem Briefe vom 21. Juli, deſſen Schluß wir hier folgen laſſen: 
„Wir ſordern die Controleure auf, den Genaunten (Auer und Geriſch) 
kategoriſch zu unterſagen in ihrer Vergewaltigungspolitik, die einzig in 
der Geſchichte der Partei daſteht und dieſe ſchwer und dauernd zu ſchä- 
digen geeignet iſt, fortzufahren, ihnen aufzugeben, ſich jeder Eimniſchung 
in die hieſigen Angelegenheiten zu enthalten und eine Plenarverſammlung 
des Vorſtandes d. h). des geſchäftsführenden Ausſchuſſes und ſämmtlicher 
Controſeure im Laufe des nächſten Monats einzuberufen, die die un= 
parteiiſche Regelung der Braunſchweiger Wirren, deren Urheber Herr 
A. Günther und eine kleine Clique iſt, in die Hand nehmen ſoll. Der 
Termin der Plenarfikung iſt dem umterzeichneten Vertrauensmann 
14 Tage zuvor befannt zu geben, damit das Material zuſammengeſtelt 
und gejichtet werden kann.“ 

Wie haben ſi< nan die Controleure ihrer Aufgabe entledigt ? 
Sind ſie den Beſchwerdeführern gerecht geworden ? Nicht im geringſten. 
Ohne das Anklagematerial der Beſchwerdeführer einzufordern, haben fie 
nach dem, was ihnen Auer vorzulegen für gut befunden hat, und von 
dem die Ankläger keine Kenntniß erhielten, einen Urtheilsſpruch gefällt. 
Ganz a 1a Prozeß Dreyfuß. Nur das dort der Angeklagte ohne Vor=- 
legung dces geſanmten Anklagentaterial8 verurtheilt, hier die Ankläger 
abgewieſen wurden, bevor ſie ihr Anklagematerial vorlegen kounnten, 
während den Angeklagten die Production aller von ihnen ſelbſt beſtellten 
Briefe, über welche ſic<h zu äußern den Anklägern ummöglich war, da 
ihnen deren Kenntnißnahme vorenthalten wurde, als Rechtfertigung für 
ihr gewaltthätiges Vorgehen geſtattet wurde. So ſoll namentlich ein 
Brief des jezigen Geſchäftsführers Stegmann, den der „liſtenreiche“ Auer 
ſiH ſchreiben ließ und in dem der Vorſtand aufgefordert wurde, Jemand nach 
Braunſchweig zu delegiren, weil die Preßcommiſſion und die interimiſtiſche 
Redaktion die Heransgabe eines Concurrenzblattes beabſichtigten, als Ent- 
ſchuldigung für das Vorgehen der Angeflagten gedient haben. Und auf 
folc<h albernen Schwindel fallen die Controleure hinein! Haben ſie da- 
durch, daß fie in die Verhandlung der Materie eintraten, bevor fie das 
Material von den Beſchwerdeführern hatten, einen ſonderbaren Beweis 
von ihrer Kenntniß eines ordentlichen Gerichtsverfahrens geliefert, ſo iſt 
ihr Glanbe an das in dem beſtellten Briefe Stegmanns Erzählte ein 
trauriges Denkmal ihrer Urtheilsfähigkeit. Zu ihrer gegenwärtigen 
Organiſation, wonach die Controleure an 6 verſchiedenen durch große 
Entfernungen von einander getreunnten Orten wohnen, iſt das Inſtitut 
der Controleure nur das Feigenblatt des Anerſchen AbſolutisSmus. Ihre 
Funktion iſt eine rein dekorative. Jedes Vierteljahr fommen jie auf 
höchſtens 2--3 Tage nach Berlin und da ſollen fie neben Erledigung 
einer Reihe von Parteiangelegenheiten die Parteikaſſe, der Vorwärtsverlkag, 



die Buchhandlung des Vorwärts und die anderen Parteigeſchäfte revidiren. 
Höchſtens die calculatoriſche Richtigkeit iſt in dieſem kurzen Zeitraum 
zu prüfen; ob aber die Einnahmen unyd Aksgaben richtig eingeſtellt, ob 

' Überhaupt die Bilanz richtig iſt, dazu iſt bei dem Umfang der Partei- 
geſchäfte allmonatlich eine mehrtägige fachkundige Revifivn erforder- 
lich. Die Anſtellung eines qutbeſoldeten, Skonomiſch unabhängigen, 
fachkundigen Reviſors von erprobter Redlichfeit würde fich jehr bezahlt 
machen. Die Behandlung der Braunſchweiger Angelegenheit hat bewieſen, 
daß Vertrauensduſelei ſehr wenig am Plaße iſt, abgeſehen davon, daß 

* fie dem demofratiſchen Prinzip widerſpricht. Soll die Partei nicht 
- ſchweren, dauernden Schaden erleiden, ſo muß mit dem Perſonencultus 

der ſogenannten Führer, die die Partei unter ihre Vormundſchaft ſtellen 
wollen, mit den „ewigen" Parteiſecretären und Parteikaſſirern gründlich 
aufgeräumt und eine wirkſams durchgreifende, demokratiſche Controle 
geſchaffen werden. Geſchieht dies micht, ſo läuft die Partei Gefahr, 
Fapitaliſtiſch verſeucht zu werden.
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